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§ 1 Einführung und Problemstellung 

I. Gegenstand der Untersuchung 

1. Die bisherigen Darstellungen 
und die unterschiedlichen Haftungsbegriffe 

Die Problematik der „Haftung" des Betriebsrats umfai3t ein breitgefächertes  Feld 
an Fragestellungen. Der große Umfang denkbarer Probleme ergibt sich auch aus 
dem Begriff  der Haftung, der keineswegs einheitlich gebraucht wird.1 Einerseits 
wird darunter die Verpflichtung zum Schadensersatz verstanden.2 Andererseits be-
zeichnet man mit dem Terminus das Unterworfensein  unter die Zwangsvollstrek-
kung.3 So ist die „Haftung" des Betriebsrats im Sinne beider Bedeutungen des Be-
griffes  bislang Gegenstand zahlreicher Abhandlungen gewesen. In diesen Untersu-
chungen werden die Schwerpunkte - je nachdem, von welchem Haftungsverständ-
nis ausgegangen wird - sehr unterschiedlich gesetzt. Die thematischen Ausgangs-
punkte sind dementsprechend gänzlich verschieden. Die große Mehrzahl der Ar-
beiten setzt sich in erster Linie mit der Frage nach möglichen Schadensersatzan-
sprüchen gegen den Betriebsrat auseinander.4 Nur wenige untersuchen Angelegen-
heiten der Zwangsvollstreckung.5 Beide Themenbereiche werden hingegen zu-

1 Vgl. zum Haftungsbegriff  MünchKomm/ Kramer,  4. Aufl., Einl., Rn. 45. 
2 So etwa Esserl  Schmidt,  SR Bd. I 1, S. 116. 
3 So Fikentscher,  Rn. 26; MünchKomm/Kramer,  4. Aufl., Einl., Rn. 45; Palandt/Hein-

richs,  Einl. v. § 241, Rn. 13. 
4 Siehe etwa die Habilitationsschrift  von Belling,  Die Haftung des Betriebsrats und seiner 

Mitglieder für Pflichtverletzungen, 1990; des weiteren etwa die Dissertationen von Hafner, 
Betriebsratstätigkeit und Haftung, 1965; Junker,  Die Haftung des Betriebsrats, 1965; Müller, 
Die Rechtsnatur des Betriebsrats und des Personalrats und ihre Haftung nach dem Betriebs-
verfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 und Personalvertretungsgesetz vom 5. August 
1955,1958; Nolting,  Die Haftung des Betriebsrats gegenüber Arbeitnehmern unter besonderer 
Berücksichtigung von personellen Einzelmaßnahmen, 1980; Ocker,  Haftung für Handlungen 
des Betriebsrats, 1962; Preuß,  Haftung von Personalrats- und Betriebsratsmitgliedern, 1969; 
Reiß,  Die Rechtsbeziehungen des Betriebsrates zum Arbeitgeber und zur Belegschaft unter 
besonderer Berücksichtigung der Haftungsfragen,  1971; Rosset,  Rechtssubjektivität des 
Betriebsrates und Haftung seiner Mitglieder, 1985; sonstige Beiträge auch von Henner,  AuR 
1955, S. 165; BrillIDerleder,  AuR 1980, S. 353; Fischer,  RdA 1961, S. 230; Gester,  AuR 
1959, S. 326; Gramm,  Arbeitsrecht-Blattei [D] Betriebsverfassung  VII; Joachim,  DBV 1955, 
Nr. 11, S. 1; Neumann-Duesberg,  NJW 1954, S. 617; ders., JR 1955, S. 205; Sorge,  AuR 
1953, S. 272; Spilger,  SD Betriebsverfassung  VII/530.7; Weher,  DB 1992, S. 2135; Weiss, 
RdA 1974, S. 269. 
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meist nicht im Zusammenhang miteinander oder - soweit dies geschieht - nicht 
mit gleicher Ausführlichkeit  aufgearbeitet.  Diese Trennung der Untersuchung der 
möglichen Schadensersatzansprüche von Fragen der Zwangsvollstreckung birgt 
die Gefahr in sich, zu teilweise ungenauen oder sogar widersprüchlichen Ergebnis-
sen zu führen. Wird ausschließlich die Verpflichtung des Betriebsrats zum Scha-
densersatz behandelt, kann das darin resultieren, daß nachfolgend auftretende Pro-
bleme der Zwangsvollstreckung nicht bedacht werden. Anders herum kann die Be-
schränkung auf zwangsvollstreckungsrechtliche Probleme dazu verleiten, von un-
geprüften Prämissen hinsichtlich der zugrundeliegenden Schadensersatzansprüche 
auszugehen. 

2. Die Trennung zwischen Haftung 
und dem zugrundeliegenden Anspruch 

Im Rahmen dieser Arbeit soll unter „Haftung 4 ' das Unterworfensein  des Schuld-
ners unter den zwangsweisen Zugriff  des Gläubigers verstanden werden, also die 
passive Seite der Verpflichtung, die letzte Konsequenz, zu der diese führen können 
muß, wenn sie praktisch wirksam werden soll.6 Die Haftung wird hier also gerade 
nicht im Sinne einer Verpflichtung des Schuldners zum Schadensersatz begriffen. 
Ein solches Verständnis entspricht zwar durchaus dem allgemeinen Sprachge-
brauch, bezieht sich jedoch nicht auf eine deutliche Gegenüberstellung von Schuld 
und Haftung. Als Synonym etwa für „die Verpflichtung zum Schadensersatz" ist 
der Begriff  ohne Bedeutung, da er keinen Sachverhalt ausdrückt, der von anderen 
ähnlichen Sachverhalten des Schuldrechts grundsätzlich verschieden ist.7 Die Haf-
tung in dem hier verstandenen Sinne ist demnach zu unterscheiden von der ihr zu-
grundeliegenden Verpflichtung. Wenn im Folgenden also von einer Verpflichtung 
oder einer Pflicht die Rede ist, wird damit stets allein die Schuld gemeint, die für 
das Unterworfensein  unter die Zwangsvollstreckung - also für die Haftung - Vor-
aussetzung ist. 

Ausgehend von diesem vollstreckungsbezogenen Verständnis des Haftungsbe-
griffs  sollen - in einem vorgehenden Schritt - in dieser Arbeit aber auch die zu-
grundeliegenden Schadensersatzforderungen  gegen den Betriebsrat beleuchtet wer-
den. Im Rahmen der Untersuchung der Möglichkeiten, in denen der Betriebsrat 
dem zwangsweisen Zugriff  der Gläubiger unterworfen  sein könnte, ist es nämlich 
geboten, zunächst etwaige diesem Zugriff  zugrundeliegende Schadensersatzforde-
rungen zu prüfen. Die Haftung im Sinne der Vollstreckung kann nur eintreten, 
wenn eine Verpflichtung nicht erfüllt  wird. 8 Demnach ist für eine Haftung im Rah-

5 So etwa Jahnke,  Zwangsvollstreckung in der Betriebsverfassung,  1977; MünchArbRHb/ 
Brehm,  Bd. III 1, § 393, Rn. 24; Rewolle,  BB 1974, S. 888. 

6 So John, S. 81. 
7 John, S. 81. 
8 Palandt/Heinrichs,  Einl. vor § 241, Rn. 13. 
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men der hier behandelten Thematik zunächst ein Anspruch gegen den Betriebsrat 
Voraussetzung. Durch diese Vorgehensweise kann mit dieser Arbeit die Haftung 
des Betriebsrats im Ergebnis in beiden seiner möglichen Bedeutungsgehalte analy-
siert werden. Darüber hinaus bietet der vollstreckungsbezogene Haftungsbegriff 
als Ursprung der Untersuchung den Vorteil, daß sich die notwendige Prüfung der 
zugrundeliegenden Ansprüche gegen den Betriebsrat nicht auf Schadensersatzfor-
derungen beschränkt. Vielmehr sollen auch andere Arten von Ansprüchen in Be-
tracht gezogen werden, wie etwa bereicherungsrechtliche oder solche auf Erfül-
lung von Handlungs- oder Unterlassungspflichten. Nur durch Einbeziehung beider 
Problemstellungen kann die Thematik der Haftung des Betriebsrats umfassend und 
in einer geschlossenen Konzeption dargestellt werden. 

Um dieser Aufgabe gerecht zu werden und dabei die Problematik nicht aus den 
Augen zu verlieren, ist die vorliegende Untersuchung auf die Haftung für Ver-
pflichtungen des Betriebsrats als Gremium  beschränkt. Die Haftung für Ansprüche 
gegen seine einzelnen Mitglieder soll nicht Thema dieser Arbeit sein, um ihren 
Rahmen nicht zu sprengen. 

I I . Aufbau und Gang der Untersuchung 

Die Frage nach möglichen Ansprüchen gegen den Betriebsrat als Gremium und 
diejenige nach deren Durchsetzbarkeit stellen die beiden hauptsächlichen Problem-
felder dieser Arbeit dar. Hieran orientiert sich auch der Aufbau der Untersuchung. 
Zunächst wird die Frage betrachtet, inwieweit Forderungen gegen den Betriebsrat 
als Gremium bestehen können.9 Dabei kommt man nicht umhin, die Fähigkeit  des 
Betriebsrats, Anspruchsgegner zu sein, als Voraussetzung dafür ihrem Wesen nach 
eingehender und vor allem systematischer zu analysieren, als dies bisher gesche-
hen ist. Diese Fähigkeit  des Betriebsrats wird im ersten Abschnitt behandelt.10 Im 
zweiten Abschnitt sollen die einzelnen gegen den Betriebsrat möglichen Ansprü-
che genauer herausgearbeitet werden.11 

Im Anschluß daran setzen sich die darauf folgenden drei Abschnitte dieser Ar-
beit mit der Thematik der Durchsetzbarkeit dieser Ansprüche auseinander, also mit 
der Frage nach der Haftung in dem hier verstandenen Sinne.12 Dabei werden im 
dritten Abschnitt Probleme des prozeßrechtlichen und zwangsvollstreckungsrecht-
lichen Vorgehens gegen den Betriebsrat als Gremium erörtert. 13 Zu untersuchen ist 
die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen sowie diejenige zur Erwirkung 

9 Siehe unten §§2-10. 
•o Siehe unten §§2-3. 
» Siehe unten §§4-10. 
12 Siehe unten §§ 11-21. 
13 Siehe unten §§ 11-14. 


